


können mengenweise aufgezählt werden. Hier ist eine solche neueren 
Datums. In einer Rede vor der Vollversammlung der Vereinten Nationen 
in New York erklärte am 22. November 1956 Dimitri T. Schepilow, der 
damalige sowjetische Außenminister, die sowjetische Außenpolitik wie 
folgt: „Jeglicl'ie expansionistischen Bestrebungen sind dem sowjetischen 
Staate fremd“.

Da also die Sowjetunion nach der Definition ihres eigenen Grund-
gesetzes „eine freiwillige Union von Völkern, die nach keinen terri-

torialen Eroberungen trachten und die Annexion von Gebieten gegen 
den Willen der darin lebenden Menschen ablehnen“, darstellt, und da 
in Übereinstimmung mit der Lenindoktrin, der zahlreiche Grundsatz-
erklärungen der Sowjetpolitik folgen, „jegliche expansionistischen Be-
strebungen dem sowjetischen Staat fremd sind“ — dann lassen Sie uns 
diese feierlichen Versicherungen im guten Glauben akzeptieren und die 
Regierung im Kreml ersuchen, dementsprechend zu handeln.

V. Rechtliche Entwicklung
Der Weg zum Rechtssatz, Eroberung und Annexion als eine Verletzung 

des Völkerrechts anzusehen
Ich werde jetzt mit einem weiteren Überblick über die rechtlichen 

Gesichtspunkte des Falles fortfahren. Was sagt das westliche Recht 
über Eroberung und Annexion? Was sagt es hinsichtlich des Selbst-
bestimmungsrechts der Völker? Wie sind die politischen Erklärungen 
unserer Regierung zu beiden Fragen?

Ein Rechtsgrundsatz, der seine Wurzel in den großen Kodices des 
Rechts hat, gültig blieb und in das moderne Gesetz eingefügt ist, be-
sagt: „Ex injuria non oritur jus". — Aus Unrecht entsteht kein Recht.

Selbst wenn historische Tatsachen nicht genügen sollten, um jeg-
lichen Anspruch der beiden kommunistischen Länder, Polen und Sowjet-
rußland, auf die deutschen Provinzen östlich der Oder-Neiße von Ge-
richts wegen auszuschalten, beweisen die rechtlichen Tatsachen außer 
allem Zweifel, daß beide kommunistischen Länder im Unrecht sind, aus 
dem kein Recht entstehen kann.

179 5 — zur Zeit der Regierung Washingtons — schrieb der welt-
bekannte Philosoph Immanuel Kant aus Königsberg in seiner Abhand-
lung „Über den ewigen Frieden“ den bereits zitierten Satz: „Die Natur 
will unwiderstehlich, daß das Recht zuletzt die Obergewalt behalte“.

Die Tendenz im Völkerrecht, Eroberung und Annexion zu ächten, 
war ständig im Wachsen. Betrachten wir einmal das ständige Wachsen, 
den „unwiderstehlichen Willen der Natur“, um den Ausdruck Kants 
zu verwenden.

Zur Zeit Hugo Grotius', des Vaters des Völkerrechts, wurde das 
Staatsgebiet noch, wie im Mittelalter, mit dem Besitz des Monarchen 
des Staates gleichgesetzt. Grotius wandte daher für Gebietserwerb durch 
Staaten die Regeln des römischen Rechts für den Erwerb von Privat-
eigentum an. Obgleich man diesem Verfahren nicht mehr folgt und 
Gebietserwerb durch einen Staat in heutiger Zeit die Erwerbung der 
Souveränität über ein solches Gebiet bedeutet, hinterließen die Regeln 
des römischen Rechts Spuren, die nicht ausgelöscht worden sind. Sie 
werden sichtbar in dem britischen völkerrechtlichen Standardwerk von 
Lassa F. L. Oppenheim.

So bleibt der Grundsatz von Titus Pomponius bis zum heutigen Tage 
gültig: „Id quod nostrum est, sine facto nostro ad alium transferri non 
potest“. — Was unser ist, kann nicht ohne unser Zutun in andere 
Hände überführt werden. — Hieraus würde sich ergeben, daß Eroberung 
an sich keinen legalen Rechtstitel auf besetztes Gebiet eines anderen 
Staates verleiht.

Emmerich de Vattel, August von Sachsens Botschafter und eine be-
rühmte Schweizer Autorität auf dem Gebiet des Völkerrechts, der vor 
200 Jahren „Le Droit des Gens“ (Das Völkerrecht) schrieb, vertrat die 
Ansicht, daß Eroberung einen gesetzlichen Rechtstitel erteilt. Seine An-
sicht beeinflußte sehr stark die darauf folgenden Schriften, besonders in 
Großbritannien und den Vereinigten Staaten. Jedoch vermerkte Vattel 
schon, daß Souveränität erst entsteht, wenn der Eroberungsprozeß voll-
zogen ist, durch Zessionsvertrag oder auf andere Weise.

Berühmte französische Autoritäten des Völkerrechts, wie zum Beispiel 
Audinet, Merignhac und Despagnet, prangerten schon vor 60 Jahren 
Eroberung und Annexion als Formen territorialer Vergrößerung an.

Eugene Audinet z. B. schrieb in seinem Aufsatz „La Prescription 
Acquisitive" in der „Revue General de Droit International Public“, 
Band 3, Seite 123, erschienen in Paris 1896: „Im Falle einer Eroberung 
allerdings ist der Besitztitel nicht nur umgestoßen, sondern er existiert 
überhaupt nicht“.

Professor Audinet steht mit seinem Urteil nicht allein. Andere fran-
zösische Gelehrte sind ebenso bestimmt in ihren Urteilssprüchen.

Alexandre Merignhac verurteilte im zweiten Band seines „Traite de 
Droit International Public“, Paris 1905—1912, Seite 411, die Eroberung 
als im Gegensatz zum Grundsatz der Souveränität und Unabhängigkeit 
der Staaten stehend und hielt sie nicht für eine gültige Form eines 
Gebietserwerbstitels.

Franz C. R. Despagnet verneinte in seinem „Cours de Droit Inter-
national Public“, Paris 1910, Absatz 369—398, daß strategische Gebiete 
auf Grund des Selbstverteidigungsrechts genommen werden könnten, 
und lehnte die Rechtsgültigkeit einer Eroberung ab, die im Namen des 
Nationalitätenprinzips gemacht wurde.

Ernest Nys, der hervorragende belgische Jurist, ein Beisitzer des stän-
digen Haager Schiedsgerichtshofes, stellte 1911 in dem „American 
Journal of International Law“, Band 5, Seite 84, fest: „Das Recht auf 
Eroberung gehört der Vergangenheit an, Gebietsannexionen und Souve-
ränitätsübertragung gibt es nidtt mehr, während die einfallende Armee 
vorrückt. Ein passender Begriff ist in der Form der militärischen Be-
setzung gefunden worden“.

„Der Begriff der Besetzung“, fügte Nys hinzu, „wurde gebildet, als 
das Eroberungsrecht als zu brutal verworfen wurde. (Auf Grund des 
Eroberungsrechts wurde das überfallene Gebiet unverzüglich der Souve-
ränität des Siegers untertan und seine Einwohner wurden Untertanen 
des Siegers). Da solche Folgen als ungeheuerer Mißbrauch der Gewalt 
erschienen“, fuhr Professor Nys fort, „wurde eine de facto Situation 
angenommen, die erst bei einem Friedensschluß beendet werden kann. 
Im Rahmen dieses Zwischenstatus hörte das überfallene und von einer 
Armee besetzte Land nidrt auf, redttlich weiterhin seinem Souverän zu 
gehören. Aber in Wirklidikeit war es unter der tatsächlichen Herr-
sdtaft des Siegers.“

Die hervorragenden italienischen Gelehrten Hildebrando Accioly und 
Pasquale Fiore katalogisierten in ihren verschiedenen Abhandlungen, 
die vor einem halben Jahrhundert erschienen sind, die Eroberung nicht 
als ein gültiges Verfahren, mit dem ein Staat Gebiet erwerben kann. 
Im Gegenteil verneinten sie ganz und gar, daß Eroberung und Annexion 
einen Rechtstitel im völkerrechtlichen Sinne mit sich bringen.

Pasquale Fiore stellte in seinem „International Law Codified and Its 
Legal Sanction“ (übersetzt nach der 5. italienischen Auflage von 
E. M. Borchard, New York 1918) fest:
„Eroberung kann selbstverständlich nicht als ein gültiger Reditsanspruch 
auf das besetzte Gebiet eines anderen Staates angesehen werden, wenn 
sie mit Gewalt durd'igeführt wurde. Sie muß nach dem modernen 
Völkerredrt immer als illegal betraditet werden, was auch immer ihr 
Zweck gewesen sein mag... Sie kann nicht durdi militärische Besetzung 
eines Teils des feindlidten Gebiets gerechtfertigt werden, noch durch 
seine erzwungene Zession, die dem besiegten Volk als Friedensbedin-
gung auferlegt wird.“ (Abs. 1083—1084). Fiore verkündete dann im 
Absatz 108 5 den Grundsatz: „Die Aneignung des Gebietes eines an-
deren Staates durch Gewalt und seine Einverleibung muß nadt den 
Rechtsgrundsätzen als ungesetzlich betrachtet werden.“

Beeinflußt durch das Zeitalter des Imperialismus, das sich vor 50 Jah-
ren seinem Ende zuneigte, stellte Fiore in seinem nächsten Paragraphen 
1086 noch einen Zustand dar, wo die neuen Verhältnisse allmählich 
von der Bevölkerung angenommen wurden und die ursprünglich unge-
setzliche Tatsache legalisiert wurde, so daß Eroberungen auf einen 
Erwerb des eroberten Gebietes hinauslaufen.

Einige britische Autoritäten des Völkerrechts haben ebenfalls die 
Annexion von Gebieten eines anderen Staates als illegal erklärt. Cole-
man Phillipson vertritt in seiner Schrift „Termination of War and 
Treaties of Peace“, London 1916, Seite 29 und folgende, die Ansicht:



„Übergriffe auf das Gebiet einer Nation werden nicftt durdt das Völ-
kerredtt sanktioniert. Das ganze Gebäude des Völkerrechts ist auf der 
Voraussetzung der Autonomie und Unabhängigkeit souveräner Staaten 
aufgebaut worden . . . Es ist ganz gleidt, wieviel zusätzliches Gebiet 
eine Nation im einzelnen braudit, aber das rechtfertigt nickt die Be-
seitzergreifung des Gebietes einer anderen Nation.a

Professor W. E. Hall ließ gleichfalls die Eroberung als eine Erwerbs-
art unter den gültigen Methoden des Gebietserwerbs aus. Seine Ab-
handlung „International Law“ wurde 1917 in Oxford veröffentlicht.

Lassa Oppenheim betont in seinem Werk „International Law", Band 
1, Absatz 237, daß: „erobertes feindliches Gebiet, obgleich es tatsäch-
lich in dem Besitz und unter der Herrschaft des Eroberers ist, gesetzlich 
unter der Souveränität des Feindes bleibt, bis es durdt Annexion unter 
die Souveränität des Eroberers fällt.“

Während einige britische Gelehrte, wie Oppenheim, zu ihrer Zeit 
noch die Möglichkeit, Annexion und Eroberung zu legalisieren, zugaben, 
erklärte der hervorragende südamerikanische Sachkenner Epitacio Pes-
soa aus Brasilien schon 1911 in Artikel 43 seines „Projecto de Codigo 
de Direito International Publico", Rio de Janeiro, daß ein Gebiet durch 
Eroberung oder Zession, die unter Kriegsdrohung oder militärischem 
Druck geschieht, nicht erworben werden kann.

Nebenbei bemerkt war Pessoas Rechtsbuch auch einer der ersten Ver-
suche zur Kodifizierung des amerikanischen Völkerrechts. In diesem Zu-
sammenhang ist es sehr bemerkenswert daß die brasilianische Ver-
fassung vom Jahre 1891 in ihrem Artikel 8 8 die kategorische Klausel 
enthält, daß Brasilien sich an keinem Eroberungskrieg beteiligen werde, 
weder allein noch in Verbindung mit anderen Nationen.

Die Entwicklung im amerikanischen Völkerrecht
Die Entwicklung der in Rede stehenden Rechtsfragen in unserem Land 

kann aus den Erklärungen einiger unserer berühmtesten Autoren er-
sehen werden. Der Oberste Richter John Marshall, der 1828 das Urteil 
des Obersten Gerichts der Vereinigten Staaten in Sachen American In-
surance Co. v. 356 Bales of Cotton (1. Pet. 511) sprach, erklärte: „Es 
ist in der Welt üblich, falls eine Nation nicht vollkommen unterworfen 
ist, die Besitznahme eroberten Gebiets als eine rein militärisdte Be-
setzung zu betraditen, bis sein Sdtidtsal durch einen Friedensvertrag 
entsdiieden wird, dann ist der Erwerb bestätigt und das abgetrennte 
Gebiet wird ein Teil der Nation, der es angegliedert wird, entweder 
unter den Bedingungen, wie sie in dem Abtretungsvertrag festgesetzt 
sind, oder unter solchen, wie sie der neue Besitzer auf erlegen wird.“

Henry Wheaton wies in seinem Werk „Elements of International 
Law", das 1836 veröffentlicht wurde, auf die zwischen reiner militä-
rischer Besetzung und Eroberung sowie vollkommener Unterwerfung 
bestehenden Abgrenzungen hin, wobei er ausführte (6. Auflage, Seite 
781): „Die Redtte der Besetzung können also nicht diejenigen der Sou-
veränität mit umfassen. Sie rühren von den militärisdien Erfordernissen 
der in ein Gebiet einfallenden Macht her und sind deshalb nur provi-
sorisch.“

John Basset Moore nahm in seinem berühmten „Digest of Interna-
tional Law“, Band I., Seite 290, die Formulierung des Obersten Richters 
Marshall auf, als er erklärte: „Der Besitz eroberten Gebietes wird als 
eine rein militärische Besetzung betrachtet, bis sein Schidtsal auf einer 
Friedenskonferenz entsdiieden wird.“

Charles Cheney Hyde, Moores Nachfolger auf dem Lehrstuhl des 
Völkerrechts an der Columbia-Universität, schreibt über „Eroberung 
heute“ (im Jahre 1936) in dem amerikanischen „Journal of Interna-
tional Law“, Bd. 30, Seite 471—476, und stellt die Frage: „Darf heute 
der Sieger in einem Krieg die Früchte einer Eroberung, ohne das Völker-
redtt zu verletzen, ernten, indem er eine Übertragung der Souveränität 
über ein Gebiet auf sich bewirkt, über das er eine Kontrolle erlangt 
hat?“

Hyde erklärt dann: „Eine befriedigende Lösung kann nicht durdt die 
Ausübung eines Zwanges gefunden werden, der die nur nominelle An-
nahme eines Vertrages, der eine Zession gewünschter Gebiete umfaßt, 
und der eine Lage sdiafft, die dann den Abtretenden daran hindert, er-
folgreich die Gültigkeit der Regelung zu bestreiten.“

Ellerly C. Stowell, eine herorragende amerikanische Autorität, 
schreibt 1931 in seiner Abhandlung „International Law“, daß unter 

dem Titel der Wiedergutmachung die Gebietsannexion zulässig und 
gerechtfertigt sein kann, „wenn es nötig ist, sidi eine Wiedergutmachung 
zu sichern und die Beachtung des Völkerrechts zu erzwingen“. Professor 
Stowell hält jedoch das Wiedergutmachungsrecht für begrenzt durch den 
gesetzlichen Charakter des „Maßhaltens bei der Eintreibung" einer 
Entschädigung, da dieses ein Grundsatz des Völkerrechts ist

Stowell fährt fort: „Eroberung wird im allgemeinen eng mit der Wie-
dergutmadtung in Verbindung gebradtt, die nur zu häufig angewandt 
wird, um dem Zwecke einer Verschleierung zu dienen, die die Ungeredt-
tigkeit der Eroberung verbergen soll.“

Dann weist er darauf hin: „Der Zweck und das Ergebnis des An-
griffes ist die Eroberung, die als ein Vorwand definiert werden kann, 
der durch Angriff oder Mißbrauch von Gewalt versdtafft wurde. Anders 
ausgedrückt heißt es: Eroberung ist gewaltsame Besitzergreifung oder 
erzwungene Abtretung eines Territoriums oder von Rechten durdt einen 
Staat ohne völkerrechtlidie Ermächtigung. Deshalb ist Eroberung, es ist 
kaum nötig, dieses zu wiederholen, eine Verletzung des Völkerrechts.“

Matthew Mark McMahon, auch ein bedeutender Gelehrter, weist in 
seiner Abhandlung, „Conquest and Modern International Law“, heraus-
gegeben von der Katholischen Universität in Washington, 1940, auf 
Seite 13 auf die Inkonsequenz derjenigen Autoren hin, die immer noch 
Eroberung als einen Modus der Gebietserlangung ansehen und sie als-
dann als ein Recht deshalb verwerfen, weil sie die erzwungene Erwer-
bung eines Gebietes ist, das zugegebenermaßen dem Feinde gehört. 
Diese Autoren behaupten weiter, daß Eroberung nicht ein Recht, son-
dern eine Tatsache darstelle, von der Rechte hergeleitet würden.

Professor McMahon erklärt nachdrücklich: „Das Redtt auf Eroberung 
bestreiten und Redite bejahen, die durdt Eroberung, wie durdt einen 
redttlidien Besitztitel, erworben wurden, bedeutet eine verwerflidte In-
konsequenz — die gleichbedeutend mit einer Erklärung ist, daß die Er-
oberung, bevor sie durdtgeführt ist, illegal ist, aber daß sie, wenn sie 
zur vollständigen Durchführung gelangt ist, legal ist. Kein Argument 
kann diesen Lehrsatz aufrechterhalten.“

In einer Besprechung von McMahons Buch schreibt Professor Stowell 
im „American Journal of International Law“, Band 3 5 (1941), Seite 
171: „Die totalitären Diktatoren haben die Eroberung zur heute wich-
tigsten Frage gemadit . . . Es ist wahr, daß der größere Teil der Be-
sitzungen der heutigen Staaten keinen anderen Ursprung hat, aber es 
steht im Gegensatz zu den Grundsätzen jeglicher Gesellsdtaft, daß eines 
ihrer Mitglieder das Recht bekommen sollte, seinen Nachbarn zu be-
rauben . . . Vattels Ansidit (das Eroberung einen Reditstitel mit sich 
bringt) . . . wird überholt . . . Wir haben vor kurzem einen Beitrag 
durch die Bestätigung der Stimson-Doktrin geliefert, die die Anerken-
nung der Gültigkeit von Eroberungsgewinnen ablehnt.“

Die Haltung, die Stowell und McMahon in den 1930er Jahren und 
Anfang der 1940er Jahre einnehmen, offenbart das damals immer 
größer werdende Gewicht maßgebender Völkerrechtler, die verneinen, 
daß Eroberung und Annexion eine gesetzlich gültige Methode für die 
Erlangung eines Anspruchs auf fremdes Gebiet darstellen können. Sie 
stimmt mit der Haltung überein, die der United States District Court 
für den südlichen Bezirk New Yorks im Jahre 1948 in dem Falle Brunell 
versus United States (77 F. Supp. 68) zeigte, daß Eroberung und mili-
tärische Besetzung allein nicht einen Wechsel der Souveränität zum Er-
gebnis haben.

Obgleich die Auffassung John Marshalls im Fall der American In-
surance Co. versus 3 56 Bales of Cotton noch in der Politik unserer Re-
gierung hinsichtlich der deutschen Provinzen östlich der Oder-Neiße-
Linie nachwirkt, indem man das Festhalten an diesem Gebiet „als eine 
reine militärische Besetzung, bis sein Schicksal in einem Friedensver-
trag entschieden sein wird“, betrachtet — ist das Völkerrecht seit der 
Zeit Marshalls ein großes Stüde weitergekommen. Artikel 4 3 der Haa-
ger Konvention, Abschnitt IV (über die Landkriegsführung), hat ge-
klärt, daß Besetzung nicht gleich Eroberung ist und nicht einen Besitz-
titel verleiht. Die Besatzungsmacht beherrscht das Gebiet, aber es ge-
hört ihr nicht.

Eroberung überschreitet in der Endphase der Unterwerfung, die mög-
licherweise eine Basis für eine Annexion bieten würde, die Grenzen 
der Autorität, die der Besatzungsmacht durch die Haager Konvention 
erlaubt ist. Deshalb verletzt Eroberung das Völkerrecht. Ganz gleich, 



ob der formelle Akt der Annexion der letzten Phase der Eroberung vor-
angeht oder nicht, muß Annexion ebenfalls als im Gegensatz zum Völ-
kerrecht stehend angesehen werden, weil es die Haager Konvention IV 
verletzt und den Grundrechten eines Staates widerspricht.

Seitdem das Völkerrecht die Anwendung von Gewalt durch einen 
Staat einem anderen gegenüber verbietet, hat Annexion keinen Platz 
mehr im Recht; jede Eroberung muß als eine Verletzung des Rechtes 
angesehen werden. Seitdem diese Entwicklungsstufe erreicht worden ist, 
hat eine formelle Annexionserklärung ihre frühere formative Wirkung 
verloren.

Professor Herbert Kraus von der Universität Göttingen, eine der her-
vorragendsten Autoritäten auf dem Gebiete des Völkerrechts in Deutsch-
land, hat kürzlich in einer Darstellung der rechtlichen Lage der deut-
schen Provinzen östlich der Oder-Neiße-Linie völlig zutreffend darauf 
hingewiesen, daß die gegenwärtige illegale Besetzung dieser deutschen 
Provinzen durch Polen und Sowjetrußland eine Verletzung der beiden 
Grundsätze des heutigen Völkerrechts ist, nämlich des Verbots der Er-
oberung und Annexion und des Selbstbestimmungsrechts der Völker 
(vgl. seinen Artikel in: Germany, The International Magazine of the 
Federal Republik, Hamburg, Dezember 1956).

VI. Die Politik der Regierung der Vereinigten Staaten
Die politische Grundlinie der Vereinigten Staaten 

und die Entwicklung des Eroberungs- und Annexionsproblems 
im Völkerbund

Unser Land und unsere Regierung haben einen hervorragenden An-
teil an der Aufstellung dieser Grundsätze und an der Entwicklung ihrer 
Einfügung in das Völkerrecht gehabt. Es ist daher angemessen, die Ent-
wicklung der beiden fundamentalen Prinzipien zu verfolgen, wie sie so-
wohl in den Grundsatzerklärungen der Politik der Vereinigten Staaten 
als auch in der europäischen Geschichte erkannt werden kann, und ihr 
Wachsen bis zur Aufnahme als Teil des Völkerrechts zu verfolgen.

Der Anfang der Ächtung der Eroberung reicht in unserem Land bis 
zur Monroe-Doktrin zurück. Sie erhielt ihre theoretische Grundlage 
durch die Politik des Außenministers James C. Blaine, der 18 81 sein 
Amt antrat und die Entschließung gegen Eroberungen herbeiführte, die 
von der ersten Panamerikanischen Konferenz 1890 angenommen wurde.

Die politische Linie unserer Regierung wurde dann endgültig durch 
Präsident Woodrow Wilson formuliert, als er in seiner Botschaft an 
den Kongreß am 8. Januar 1918 erklärte: „Die Tage der Eroberung und 
des Imperialismus sind vorbei.“

Staaten, die vielleicht einen besonderen Anlaß haben könnten, un-
serem Präsidenten des ersten Weltkrieges dankbar zu sein, sollten nicht 
verfehlen, sich diese Erklärung wohl zu merken.

Ein entscheidender Schritt zur Ächtung der Eroberung und Annexion 
wurde in Europa durch die Annahme der Völkerbundsverfassung unter-
nommen. Präambel der Verfassung fordert von den Mitgliedern des 
Völkerbundes, eine gewissenhafte Achtung „aller vertraglichen Ver-
pflichtungen“. Dieses wurde als Vorbedingung für die Zustimmung zu 
den darin anschließenden Artikeln der Verfassung niedergelegt.

Artikel 10 der Völkerbundsverfassung verpflichtet sodann die Mit-
glieder, die Unverletzlichkeit des Gebietes und die bestehende poli-
tische Unabhängigkeit aller Mitgliedsnationen zu achten und gegen 
einen gewaltmäßigen Angriff zu schützen. So untersagt Artikel 10 den 
Mitgliedern des Völkerbundes untereinander jede Annexionshandlung. 
Polen und Deutschland waren ebenso wie die Sowjetunion Mitglieder 
des Völkerbundes und hatten feierlich zugestimmt, die Bestimmungen 
der Verfassung zu beachten.

Der Artikel 10 der Völkerbundsverfassung war keineswegs nur eine 
jener „frommen Phrasen“, durch die manche Regierungen Lippendienste 
und nichts mehr erweisen. Er wurde vielmehr von den Völkerrechtlern 
sowie von führenden Staatsmännern sofort als eine weitreichende Ver-
fassungsklausel anerkannt, die dem geltenden Völkerrecht eine höchst 
bedeutende Regel hinzufügte.

Ein Komitee, das auf Grund einer Resolution des Völkerbundes vom 
21. 2. 1921 gegründet wurde, aus hervorragenden Juristen bestand und 
unter dem Vorsitz von Vittorio Scialoja aus Italien tagte, gab folgende 
Interpretation hierzu: „Der Artikel 10, der als ein Verbot anzuselten 
ist, den territorialen und politischen Status quo, wie er durd^ die Ver-
träge bestätigt wurde, zu verletzen, und als eine Garantie gegen diese 
Verletzung, enthält den Grundgedanken, auf dem die folgenden Ar-
tikel des Paktes beruhen.“

Hieraus ist zu ersehen, daß die Völkerbundsmitglieder selbst den 
Artikel 10 als ein ausdrückliches Gebot gegen jegliche gewaltmäßige 
Verletzung des territorialen Status .uo interpretierten. Mit anderen 
Worten war dieses nicht nur ein Verbot der Annexion, sondern auch 
jede künftige Annexion wurde, wenn sie unter Anwendung einer äuße-

ren Gewalt durchgeführt wurde, für null und nichtig erklärt. Es ist 
außerdem zu beachten, daß der Ausdruck „äußere Gewalt“ nicht die 
Anwendung des Verbots auf einen bestehenden Kriegszustand be-
schränkt.

Der bekannte belgische Staatsmann Paul Hymans, der oft und ge-
schickt sein Land beim Völkerbund vertrat, bezeichnete 192 5 den Ar-
tikel 10 als „die Seele des Paktes und den Kern der internationalen 
Verpflidttungen, die er enthält.“

Paul Fauchille hält zwar in seinem „Traite de Droit International 
Public“, Band 1, Absatz 5 57/12 (veröffentlicht 1926), noch daran fest, 
daß ein Gebiet, das durch Gewalt erlangt und durch einen folgenden 
Friedensvertrag zugesprochen wurde, einen gültigen Rechtstitel dar-
stellen kann. Er schränkte diese Bemerkungen jedoch durch die Fest-
stellung ein, daß Artikel 10 „eine Realität darstellt, die die Existenz 
des Eroberungsredits klar verurteilt.“

Axel Möller, die dänische Autorität, stellt in seinem Buch „Inter-
national Law in Peace and War“, übersetzt von H. M. Pratt, London, 
1931, Teil I, Seite 114, fest: „Gemäß der Völkerbundsverfassung kön-
nen Eroberung und Zwangszession eines Gebietes unter den Mitgliedern 
des Völkerbundes nicht mehr eine gültige Grundlage für eine Erwer-
bung sein.“

Das Verbot der Eroberung und Annexion erfuhr eine weitere Stär-
kung durch das Genfer Protokoll von 1924 und den Locarno-Pakt von 
1925. Aber es kann kein Zweifel darüber bestehen, daß die Völker-
bundsverfassung einen gesetzlichen Riegel gegen die Eroberung und ge-
waltmäßige Annexion schuf und durch diese Bestimmungen die Mitglie-
der des Völkerbundes verpflichtete.

In unserem Land wurde der Kampf für Ächtung des Krieges, der 
Eroberung und der Annexion nach dem Ende des ersten Weltkrieges 
wiederaufgenommen. Er wurde im Kongreß der Vereinigten Staaten 
energisch vorwärtsgetrieben. Eine Resolution zur Ächtung des Krieges 
wurde 1923 im Senat von dem Senator von Idaho, William E. Borah, ein-
gebracht, die auf dem Levinson-Plan von 1922 basierte und insbeson-
dere feststellte, daß „alle durch Gewalt, Nötigung oder Betrug herbei-
geführten Annexionen, Erpressungen oder gewaltmäßigen Besitznahmen 
null und nichtig sein sollten.“

Die Resolution Borahs führte damals zu dem Pakt von Paris, be-
kannt als Kellogg-Briand-Pakt zur Ächtung des Krieges, der heute ein 
wesentlicher Teil unseres Völkerrechts ist. Immer wieder hat sich unsere 
Regierung auf ihn bezogen. Die Aggressionen, welche von den Regie-
rungen Japans, des faschistischen Italiens und Nazideutschlands be-
gangen wurden und welche zeitweilig die gesamte Struktur des Völker-
rechts gefährdeten, und für die freien Nationen ein Ansporn gewesen, 
zusammenzustehen und jegliche Versuche seitens der totalitären Re-
gime, „das Recht des Dschungels“ wieder einzuführen, zurückzuweisen.

Als Japan unter Verletzung des Pariser Paktes die Mandschurei zu 
besetzen begann, erklärte der damalige Außenminister Henry L. Stim-
son in seiner Note vom 7. 1. 1932, daß die amerikanische Regierung 
nicht die Gesetzmäßigkeit eines de facto hergestellten Zustandes zu-
lassen könne, noch irgendeinen Zustand, Vertrag oder eine Vereinba-
rung anerkennen würde, die auf eine Weise zustande gekommen sind, 
welche dem Pariser Pakt widerspricht.

Als ein Streit zwischen Bolivien und Paraguay wegen des Gran-
Chaco-Gebietes entflammte, nahmen die Vereinigten Staaten in Ver-
bindung mit 18 anderen amerikanischen Republiken am 3. August 1932 
in Washington eine Erklärung an, in der sie feststellten: „Die ameri-



kanisdnen Nationen erklären weiterhin, daß sie weder eine territoriale 
Regelung, die nicht durdn friedliche Mittel zustande gekoitturen ist, noch 
die Gültigkeit territorialer Erwerbungen, die durdi Besetzung oder Er-
oberung mit Waffengewalt vollzogen worden sind, anerkennen werden.“

Nur einige Tage später, am 11. 8. 1932, formulierte Präsident Her-
bert Hoover die politische Linie unserer Regierung wie folgt: „Die Ver-
einigten Staaten anerkannten nicht und werden niemals den Anspruch 
auf einen Territorialbesitz anerkennen, der unter Verletzung der Frie-
densverträge, die mit uns unterzeichnet worden sind, erlangt wurde.“

Die Regierungen Polens, der Sowjetunion und sechs anderer Länder 
unterzeichneten am 3. 7. 1933 eine Konvention in London, der Finn-
land als neuntes Land später beitrat. Auf Grund der Bestimmungen die-
ser Konvention verpflichteten sich die Nationen selber und untereinan-
der rechtsgültig, sich der Eroberung und Annexion zu enthalten. Die 
Präambel der Konvention wies auf die Bedeutung des Kellogg-Briand-
Paktes als einer Beschränkung der Eroberung hin und stellte dann fest: 
„Eingedenk der Tatsache, daß der Kellogg-Briand-Pakt jegliche Aggres-
sion verbietet, und mit der Feststellung, daß alle Staaten ein gleiches 
Recht auf Unabhängigkeit, Sicherheit, Verteidigung ihrer Gebiete und 
freie Entwicklung ihrer Institutionen haben, sind die Unterzeichneten 
entschlossen, im Interesse des allgemeinen Friedens allen Völkern die 
Unverletzlichkeit des Territoriums ihrer Länder zu sichern . . .“

Es besteht auch nicht der Schatten eines Zweifels, daß sowohl Polen 
wie auch die Sowjetunion — wenn nicht durch einen vorangegangenen 
Akt — sich hier ausdrücklich und bestimmt rechtsgültig vor aller Welt 
wider Aggression und Annexion fremden Bodens verpflichtet haben.

Die Vereinigten Staaten sind Unterzeichner der Konvention von 
Montevideo des Jahres 1933 über die Rechte und Pflichten der Staaten, 
in deren Artikel 11 als Verhaltensregel für die Teilnehmerstaaten die 
Verpflichtung ausgenommen wurde, „keine territorialen Erwerbungen 
oder besondere Vorteile, die durch Gewalt erlangt worden sind, anzu-
erkennen“.

Die Vereinigten Staaten haben sich ferner durch den Antikriegs-
vertrag für Nicht-Angriff und Versöhnung verpflichtet, der in Rio de 
Janeiro am 10. Oktober 1933 unterzeichnet wurde und die folgenden 
Bestimmungen enthält: „Die unterzeichneten Staaten haben . . . mit 
dem Ziel, Angriffskriege und Gebietserwerbungen, die durch bewaff-
nete Eroberung erzielt werden könnten, zu verurteilen, dieselben unmög-
lich zu madren und ihre Ungültigkeit durch die ausdrücklidten Bestim-
mungen dieses Vertrages festzusetzen, dem folgenden zugestimmt:

Sie erklären, daß unter den Vertragspartnern territoriale Fragen nicht 
durdr Gewalt geregelt werden dürfen, und daß sie keine territoriale 
Regelung, die nidnt mit friedlichen Mitteln durchgeführt ist, noch die 
Gültigkeit der Besetzung oder Erwerbung von Gebieten, die mittels 
Waffengewalt erzwungen wurde, anzuerkennen werden.“

Dieser Vertrag wurde, was hierbei nebenbei erwähnt sei, von 34 an-
deren Nationen ratifiziert, bzw. traten dieselben ihm bei, einschließlich 
nichtamerikanischer Nationen, die durch einen solchen Beitritt den 
Grundsatz der Nichtanerkennung territorialer Annexionen, die durch 
Waffengewalt zustande gebracht worden sind, gebilligt und sich recht-
lich auf ihn verpflichtet haben.

In einer öffentlichen Erklärung vom 12. Juli 1935 hat Außenminister 
Cordell Hull die Politik unserer Regierung nochmals dargelegt. Er er-
klärte, daß die Verpflichtungen, die sich aus dem Pariser Pakt für die 
Vereinigten Staaten ergeben, „jetzt nicht weniger bindend sind als zu 
der Zeit, da der Pakt von 63 Nationen, die seine Partner sind, einge-
gangen wurde.“ Er fügte hinzu, daß unser Land außerdem noch durch 

andere Verträge zu einer Politik der Nichtanerkennung territorialer 
Erwerbungen, die mittels Gewalt herbeigeführt wurden, verpflichtet ist.

Durch diese Verträge haben sich die Vereinigten Staaten definitiv zu 
einem allgemeinen Verwaltungsgrundsatz verpflichtet, der in allen Fäl-
len anzuwenden ist, bei denen wir dazu aufgerufen sind, zu entscheiden, 
ob die Gültigkeit territorialer Erwerbungen als Ergebnis der Anwen-
dung von Waffengewalt anzuerkennen ist.

Es kann zum Ergebnis der Vorkriegsperiode des zweiten Weltkrieges 
gesagt werden, daß die politische Richtlinie der Vereinigten Staaten 
bezüglich der Ächtung territorialer Vergrößerungen, die 1918 klar von 
Präsident Wilson proklamiert und durch Erklärungen der nachfolgen-
den Regierungen eifrig verfolgt wurde, dann zum Kellogg-Briand-Pakt 
von Paris über die Ächtung des Krieges und zu den politischen Erklä-
rungen Hoovers und Stimsons führte, von den Regierungen Roosevelts 
und Trumans durch Erklärungen des Außenministers Cordell Hull und 
anderer gestützt worden ist.

Politische Grundsatzerklärungen der Vereinigten Staaten zum 
Selbstbestimmungsrecht der Völker

Unsere Nation und Regierung haben einen noch bedeutenderen An-
teil an der Entwicklung des Selbstbestimmungsrechts der Völker, das 
heute eine allgemein anerkannte Regel des Völkerrechts ist.

Der Grundsatz des Selbstbestimmungsrechts der Völker ist klar und 
knapp von Präsident Woodrow Wilson in seiner Ansprache vom 27. 5. 
1916 vor der „League To Enforce Peace“ formuliert worden, als er 
sagte: „Wir glauben an diese fundamentalen Dinge: Erstens, daß jedes 
Volk ein Recht hat, die Oberhoheit zu wählen, unter der es leben 
will ..."

In seiner Ansprache vor dem Senat am 22. 1. 1917 stellte Präsident 
Wilson fest: „Nirgendwo besteht ein Recht, Völker von einer Ober-
hoheit zur anderen zu überstellen, als ob sie ein Besitztum wären.“

Ein Jahr später erklärte Präsident Wilson in seiner Ansprache vor 
der gemeinsamen Sitzung der beiden Häuser des Kongresses am 11. 2. 
1918: „. . . Selbstbestimmung ist keine bloße Phrase. Es ist ein ge-
bieterischer Grundsatz des Handelns ..."

Er legte dann vier fundamentale Grundsätze nieder, darunter: 
„. . . Zweitens, daß Völker und Provinzen nicht von einer Herrschaft 
zur anderen ausgetauscht werden sollen, als ob sie bewegliche Habe oder 
Steine in einem Spiel wären,, selbst in dem großen Spiel, das jetzt für 
immer in Verruf gebracht ist, dem Gleichgewicht der Mächte.“

Schließlich bezeichnete Präsident Wilson in seiner Mount-Vernon-
Ansprache am Unabhängigkeitstag 1918 als eines der fundamentalen 
Ziele: „Die Regelung einer jeden Frage, mag sie ein Gebiet, eine Sou-
veränität, eine wirtschaftliche Regelung oder eine politische Bindung be-
treffen, muß auf der Grundlage der freien Annahme jener Regelung 
durch die unmittelbar betroffenen Völker erfolgen.“

Durch den Austausch von Noten zwischen der damaligen deutschen 
Regierung und den Regierungen der Alliierten und Assoziierten Mächte 
wurde diese Erklärung protokolliert; sie sollte zur Richtschnur beim 
Friedensvertrag dienen.

Es darf nicht übersehen werden, daß die Sowjetregierung in einer 
Note vom 7. 3. 1933 ihr eigenes Versprechen, den Grundsatz des Selbst-
bestimmungsrecht der Völker zu beachten, durch folgende Worte erneut 
bestätigte: „Seit dem Beginn des sowjetisdten Staates hat die Sowjet-
regierung das Recht aller Völker auf Selbstbestimmung, ihre Wünsche 
freiheitlich und ohne jeglichen äußeren Drudt kundzutun, als einen 
wesentlidien Grundsatz ihrer Politik proklamiert.“

VII. Der Standpunkt der Vereinten Nationen
Die Atlantic-Charta

Es war daher eine logische Folge, daß die Atlantic-Charta des Jahres 
1941 für eine weitere Verankerung des Grundsatzes der Ächtung von 
Eroberung und Annexion sowie des Selbstbestimmungsrechts der Völ-
ker Vorsorge treffen sollte. In einer feierlichen Erklärung der Welt ge-
gegenüber proklamierten die Regierungen der Vereinigten Staaten und 
Großbritanniens: • „Erstens, ihre Länder suchen keine territoriale oder 
sonstige Vergrößerung; zweitens, sie wünsdren keine Gebietsverände-

rungen, die nicht mit den frei geäußerten Wünschen der betroffenen 
Völker übereinstimmen.“

Die Atlantic-Charta wurde in die Deklaration der Vereinten Na-
tionen ausgenommen. Sowohl die Sowjetunion wie auch Polen traten 
ihr gemeinsam mit 24 anderen Nationen bei. Sie billigten und bestä-
tigten erneut die darin festgestellten Grundsätze, als sie feierlich die 
Deklaration der Vereinten Nationen am 1. Januar 1942 in Washington 
unterzeichneten.



Der nächste wichtige Schritt, um diese Bestimmungen im Völkerrecht 
noch wirksamer zu machen, wurde in Verbindung mit den Vorberei-
tungsarbeiten für die Organisation der Vereinten Nationen und bei der 
Ausarbeitung einer Charta als ihr Grundgesetz unternommen.

Dumbarton Oaks
Die Charta der Vereinten Nationen wurde demgemäß in ihren großen 

Umrissen während der Außenministerkonferenz in Moskau im Ok-
tober 1943 behandelt, die in eine Vier-Mächte-Erklärung ausmündete. 
Der Entwurf der UN-Charta wurde dann von der Dumbarton-Oaks-
Konferenz vom 21. 8. bis 7. 10. 1944 unter freiwilliger Beteiligung und 
Zustimmung der sowjetischen Delegierten gebilligt und angenommen.

Kapitel 2, Abschnitt 1, dieses Entwurfes lautet: „Alle Mitglieder der 
Organisation werden sich in ihren internationalen Beziehungen jeg-
licher Gewaltandrohung und Gewaltanwendung enthalten, da diese mit 
den Zielen der Vereinten Nationen unvereinbar sind“.

Das in Dumbarton-Oaks erzielte Abkommen ist eine international 
gültige Vereinbarung, die rechtlich die Nationen verpflichtet, deren Re-
gierungen auf der Konferenz vertreten waren. Der Entwurf der Charta 
der Vereinten Nationen, wie er seitens dieser Vertreter vereinbart und 
dann als Teil der Dumbarton-Oaks-Deklaration verkündet wurde, muß 
und wird als ein rechtlich verpflichtendes Instrument angesehen werden. 
Er kann nicht beiseite geschoben werden.

Die Sowjetregierung vor allem kann nicht einerseits an einer inter-
nationalen verfassungsmäßigen Charta mitwirken, die im Vergleich zu 
Völkerbundsfragen umfassender und wirkungsvoller sein soll, und ins-
besondere den Entwurf von Dumbarton-Oaks billigen, der die Ächtung 
der Gewaltanwendung enthält, andererseits darangehen, deutsches Ge-
biet zu annektieren oder deutsches Gebiet Polen zu übergeben.

Die Charta der Vereinten Nationen
Das Verbot der Eroberung und Annexion, wie es im Artikel 2, Ab-

satz 4, der Charta der Vereinten Nationen enthalten ist, lautet wie 
folgt: „Alle Mitglieder sollen sich in ihren internationalen Beziehungen 
der Drohung oder Anwendung von Gewalt gegenüber der territorialen 
Integrität oder politischen Unabhängigkeit jedes Staates enthalten sowie 
dessen, was mit den Zielen der Vereinten Nationen unvereinbar ist.u

Es ist zu beachten, daß im Artikel 2 die Grundsätze der Vereinten 
Nationen niedergelegt sind, während Artikel 1 ihre Ziele festsetzt. 
Beide Artikel haben Vorrang vor den anderen und sollen die politische 
Grundlinie der Mitgliednationen leiten. Aber während die Ziele erstre-
benswerte Leitziele sind, bilden die Grundsätze ein konkretes Funda-
ment. Sie sind die Grundregeln, die unbedingt die Haltung jeder Mit-
gliednation verpflichten. Sie sind die Doktrin, ohne die die Vereinten 
Nationen nicht existieren könnten.

Lim diese Grundsätze noch umfassender zu gestalten, bestimmt Ab-
schnitt 6 des Artikels 2: „Die Organisation soll sicherstellen, daß Staa-
ten, die nicht Mitglieder der Vereinten Nationen sind, in Übereinstim-
mung mit diesen Grundsätzen, soweit es für die Aufrechterhaltung des 
internationalen Friedens und der Sicherheit notwendig ist, handeln.“

Mit anderen Worten, diese Grundsätze sind gesetzmäßiges Recht. 
Mitgliednationen, die gegen die Regeln des Rechts handeln, müssen er-
warten, des Rechtsbruchs angeklagt zu werden. Aus diesem Gründe wird 
in Artikel 6 der Charta erklärt: „Ein Mitglied der Vereinten Nationen, 
das ständig die Grundsätze (d. h. die Bestimmungen des Artikels 2), die 
in der vorliegenden Charta enthalten sind, verletzt hat, kann von der 
Organisation ausgesdrlossen werden.“

Es ist wichtig, den Vorrang der Grundsätze, wie sie im Artikel 2 der 
Charta erklärt worden sind, zu erkennen und sich seiner bewußt zu sein. 
Lim mit den Worten des Obersten Richters Marshall im Falle Marbury 
versus Madison zu sprechen: „Die . . . so aufgestellten . . . Grundsätze 
sind als fundamental zu betraduen . . . Sie sind dazu bestimmt, von 
Dauer zu sein.“

Sie bilden das, was der Oberste Richter Marshall „das fundamentale 
und oberste Recht“ genannt haben würde.

Daraus folgt, daß Artikel 107 nicht den Vorrang gegenüber Artikel 2 
haben kann. Kapitel 17 der Charta der Vereinten Nationen, das sich 
mit vorübergehenden Sicherheitsbestimmungen befaßt, enthält die Ar-
tikel 106 und 107, von denen der letztere lautet: „Keine Bestimmung 

der vorliegenden Satzung kann Maßnahmen ungültig machen oder aus-
schließen, die infolge des zweiten Weltkrieges gegen einen Staat, der 
während dieses Krieges Feind irgendeines Unterzeichners dieser Satzung 
war, von Regierungen unternommen oder genehmigt werden, welche die 
Verantwortung für soldte Maßnahmen tragen.“

Der Entwurf des Kodex des internationalen Strafrechts
Seit dem Dumbarton-Oaks-Abkommen im Jahre 1944 über den Ent-

wurf der Charta der Vereinten Nationen und seit der Annahme dieser 
Charta 1945 sind Schritte unternommen worden, den Grundsatz der 
Charta gegen Eroberung und Annexion in einen Gesetzeskodex aufzu-
nehmen, um ihn noch mehr in das Völkerrecht einzufügen. Durch die 
Resolution vom 21. November 1947 wies die Generalversammlung der 
Vereinten Nationen eine Kommission juristischer Sachverständiger an, 
„die Grundsätze des Völkerrechts, wie sie in der Charta des Nürnberger 
Gerichtshofes und in dem Urteil des Gerichtshofes anerkannt sind, zu 
formulieren und einen Gesetzesentwurf gegen solche Verstöße vorzu-
bereiten".

Artikel 1 des Gesetzentwurfes, wie er von der Kommission ange-
nommen wurde, lautet: „Vergehen gegen Frieden und Sicherheit der 
Mensdrheit, wie sie in diesem Gesetz definiert sind, sind dem inter-
nationalen Red'tt zufolge Verbrechen, für die die verantwortlidten Per-
sonen bestraft werden.“

Artikel 2 beginnt: „Die folgenden Taten sind Vergehen gegen den 
Frieden und die Sicherheit der Menschheit.“

Dann werden unter Absatz 9 angeführt: „Die von Machthabern eines 
Staates durd'igeführte Annexion eines Gebietes, das einem anderen 
Staat gehört, mittels Handlungen, die im Widersprudt zum Völkerrecht 
stehen.“

In dem offiziellen Kommentar zum Gesetzentwurf stellte die Kom-
mission fest: „Die Annexion eines Gebietes unter Verletzung des 
Völkerrechts ist ein eindeutiges Vergehen, weil sie eine besonders an-
haltende Gefahr für Frieden und Sicherheit der Menschheit darstellt.“

Nachdem der Kommentar sich auf die Bestimmungen des Artikels 10 
der Völkerbundsverfassung und auf die Formulierung des Artikels 2, 
Absatz 4, der Charta der Vereinten Nationen bezogen hat, heißt es 
weiter: „Eine illegale Annexion kann auch ohne offene Drohung oder 
Anwendung von Gewalt oder durch eine oder mehrere Handlungen, wie 
sie in den anderen Paragraphen dieses Artikels deßniert sind, durch-
geführt werden (z. B. § 11: Llnmensddid'ie Handlungen wie Mord, Aus-
rottung, Versklavung, Verbannung oder Verfolgung, die gegen irgend-
eine Zivilbevölkerung aus sozialen, politischen, rassischen, religiösen 
oder kulturellen Gründen von den Organen eines Staates oder von 
privaten Personen, die auf Anstiftung oder mit Duldung solcher Organe 
handeln, begangen werden." Dies schließt hinreichend das Verbrechen 
der Austreibung ein).

Es war in Übereinstimmung mit den Regeln des Völkerrechts, die 
Eroberung und Annexion verbieten, daß die siegreichen Alliierten des 
zweiten Weltkrieges zur Zeit der Niederlage Deutschlands alle offen-
kundigen und verschleierten Annexionsakte, die von der Regierung 
Hitlers begangen .worden waren, für null und nichtig erklärten.

Jedoch beschränkt sich die Anwendung der Rechtsregel nicht auf den 
besiegten Angreifer; sie verpflichtet ebenso den Sieger, selbst wenn der 
letztere ursprünglich das Opfer der Aggression gewesen ist. Es gibt 
nicht und es kann niemals bei Ausübung der Gerechtigkeit „zweierlei 
Maß“ geben.

Wir können daher folgern, daß die Sowjetunion und das rote Regime 
des kommunistischen Polens dadurch, daß sie in den östlichen Provinzen 
Deutschlands weiterhin so handeln, als ob sie Souveränitätsrechte in 
jenem Teil Deutschlands ausüben, ständig die Charta der Vereinten 
Nationen und das Völkerrecht verletzen.

Teheran—Yalta—Postdam eine Abweichung?
Man hat behauptet, daß Präsident Roosevelt in Teheran und Yalta 

offenbar in Unkenntnis der völkerrechtlichen Lage und der bestimmten 
Erklärungen sowie der logischen Grundlinie der amerikanischen Politik 
die Vereinigten Staaten verpflichtet habe, der Durchführung territorialer 
Vergrößerungen durch einige der kriegszeitlichen Alliierten zuzustim-
men. Solche Behauptungen werden jedoch nicht durch Tatsachen gestützt.



Ferner wird eine Erklärung des verstorbenen Außenministers Edward 
Stettinus vom 18. Dezember 1944 angeführt, um die Behauptung einer 
solchen Verpflichtung zu stützen. Jedoch bezeugt der Text der Erklä-
rung keine feste Verpflichtung. Im übrigen hat ein Kabinettsmitglied 
in unserem System der Präsidentenregierung nicht die parlamentarische 
Verantwortung, die von seinen Kollegen in einigen der europäischen 
Regierungen mit ihren parlamentarischen oder Kabinettsregierungs-
systemen getragen wird. In unserem Land ist es allein der Präsident, 
der die Verantwortung für die tägliche Führung der Außenpolitik über-
nimmt.

In dem Schlußabschnitt der Yalta-Erklärung, der die Grenzfrage be-
handelt, wurden die Worte „die drei Mächte“ im ursprünglichen Ent-
wurf in „die drei Regierungschefs“ geändert und für „zustimmen“ 
wurden die Worte „sind der Meinung" eingesetzt. Die Änderungen 
bewirkten, daß die Erklärung über die Grenzen aus einer Regierungs-
verpflichtung zu einer Meinungsäußerung wurde. Das ist sie und nichts 
anderes.

In seinem Bericht über die Yalta-Konferenz wies Außenminister James 
Byrnes darauf hin: „Immer wieder hat der Präsident wiederholt, daß es 
vor einer Friedenskonferenz keine Gebietsübertragungen geben kann.“

Präsident Roosevelt selbst stellte in seinem Bericht vor dem Kongreß 
über die Yalta-Konferenz fest: „Idi bin wir der verfassrtngsredididten 
Tatsadie bewußt — wie alle der Vereinten Nationen daß diese Charta 
(d. h. die Yalta-Deklaration) von zwei Dritteln des Senats der Verei-
nigten Staaten gebilligt werden müßte, ebenso wie audt andere Ab-
madtungen, die in Yalta getroffen wurden.“

In einer Mitteilung vom 24. März 1945 an Stalin kritisierte Präsident 
Roosevelt das sowjetische Versäumnis in der Polenfrage, den Prinzipien 
der Atlantic-Charta zu folgen, und fügte hinzu: „Ich bin gewiß, daß 
Sie sich dessen bewußt sind, daß in den Vereinigten Staaten eine echte 
Unterstützung seitens der Bevölkerung erforderlich ist, um jede Politik 
der Regierung, ob Außen- oder Innenpolitik, durchzuführen.“

Es kann keinen Zweifel geben, daß die Position des amerikanischen 
Präsidenten der Sowjetregierung ausreichend klargemacht worden war.

Was den Ausdruck „jetzt unter polnischer und sowjetrussischer Ver-
waltung“ anbetrifft, so bezog sich Präsident Truman 1945 in Potsdam 
insbesondere auf die Anwendung jenes Ausdruckes und erklärte, daß er 
nur aus formalen Gründen gewählt worden sei, um die Tatsache zu 
betonen, daß eine endgültige Vereinbarung über territoriale Verände-
rungen von der Friedenskonferenz erreicht werden müsse.

Zum Schluß dieses Teils meiner Bemerkungen möchte ich darauf hin-
weisen, daß trotz einer kritischen Phase zur Zeit der Konferenzen in 
Teheran, Yalta und Potsdam die stetigen und ununterbrochenen Fort-
schritte, die unser Land hinsichtlich der Ächtung von Eroberung und 
Annexion gemacht hat, die moralischen und rechtlichen Kräfte bei 
vielen anderen Nationen der Welt ermutigt hat. So ist diese Entwick-
lung im Völkerrecht unterstützt und in hohem Maße gestärkt worden. 
Ich kann mir nicht vorstellen, daß wir jemals wieder zurückfallen und 
unsere eigenen Grundsätze durch demütige Kapitulation vor dem, was 
das „Gesetz des Dschungels“ genannt werden könnte, entwürdigen 
sollten.

VIII. Der Standpunkt der Regierung der Bundesrepublik und des Vatikans
Deutsche Proteste rechtlich gültig

Natürlich kann das Unrecht, das von den kommunistischen Polen und 
Russen dadurch begangen wird, daß sie weiterhin die deutschen Pro-
vinzen östlich der Oder-Neiße-Linie besetzen und festhalten, nur recht-
liche Folgen haben, solange die Menschen, denen das LInrecht zugefügt 
worden ist, sowie ihre Regierung und ihre Sprecher fortfahren, um ihr 
Recht zu kämpfen. Im römischen Digestenrecht hieß es einst: Jus 
civile vigilantibus scriptum est (das bürgerliche Recht ist für Wachsame 
geschrieben). Das heutige Billigkeitsrecht besagt: „Vigilantibus et non 
dormientibus jura subveniunt" (die Gesetze helfen jenen, die wachsam 
sind, und nicht denen, die auf ihren Rechten schlafen).

Hat das deutsche Volk und seine gewählte Regierung einen rechtlich 
gültigen Protest eingelegt? Sind sie ständig und wachsam für ihr Recht 
eingetreten? Ein Protest ist eine formale Mitteilung eines Staates einem 
anderen gegenüber, daß er Einspruch gegen einen vollzogenen oder von 
dem letzteren als vollzogen betrachteten Akt erhebt. Ein solcher Protest 
bewirkt die Aufrechterhaltung von Rechten oder dient der Bekanntgabe, 
daß der protestierende Staat bestimmte Akte nicht hinnimmt und nicht 
anerkennt.

Als das kommunistische Regime der sowjetisch besetzten Zone Mit-
teldeutschlands in Görlitz am 6. Juni 19 50 mit dem kommunistischen 
Regime Polens ein sogenanntes „Abkommen“ schloß, worin erklärt 
wurde, daß die Oder-Neiße-Linie die endgültige Grenze zwischen 
Deutschland und Polen sei, mißachteten diese die Rechtslage und ver-
letzten das Recht.

Darauf protestierte die Regierung der Bundesrepublik Westdeutsch-
lands in einer Note gegen das „Görlitzer Abkommen“. In der Note 
wird festgestellt, daß das Gebiet östlich der Oder und Neiße weiterhin 
ein Teil Deutschlands ist. Als Teil der sowjetischen Besatzungszone 
war es zur Zeit des Potsdamer Abkommens der Republik Polen ledig-
lich zum Zwecke einer vorläufigen Verwaltung übergeben worden. Die 
Grenzen Deutschlands könnten nicht geändert werden, außer durch 
einen Friedensvertrag mit Gesamtdeutschland.

Die Note wurde durch die drei westlichen Hohen Kommissare dem 
sowjetischen Oberbefehlshaber in Deutschland, General Tschuikow, 
übergeben. Bei Übergabe der Note betonten die drei westlichen Hohen 
Kommissare ihrerseits, daß die Grenzen Deutschlands nach dem Pots-
damer Abkommen nicht vor Unterzeichnung eines Friedensvertrages 
endgültig festgesetzt werden könnten. Die Alliierte Hohe Kommission 

war daher gezwungen, das in Görlitz zwischen den Vertretern der so-
wjetisch besetzten Zone und Polen unterzeichnete Abkommen als eine 
Verletzung der von den vier Großmächten eingegangene Verpflichtungen 
anzusehen.

Unsere Regierung unterstützte ebenso wie die Regierungen Frank-
reichs und Großbritanniens durch offizielle Erklärungen den Protest der 
deutschen Bundesregierung und den durch die drei Hohen Kommissare 
unternommenen Schritt. Die in Paris am 7. 7. 1950 veröffentlichte Er-
klärung lautete: „Das französisdie Außenministerium ermächtigt seinen 
Nohen Kommissar in Deutschland zu der Feststellung, daß Frankreich 
ausdrücklich das Gebiet innerhalb der Grenzen von 1937 als deutsches 
Staatsgebiet anerkennt, und daß die Bundesregierung auf Grund freier 
Wahlen als Sprecher für Gesamtdeutschland betrachtet wird.“

Die folgende Erklärung wurde am gleichen Tage in London ver-
öffentlicht: „Die Oder-Neiße-Linie ist nie als endgültige Grenze be-
stimmt worden . . . Die britische Auffassung hat sich seit Potsdam 
nicht geändert. Stalin selbst hat am 21. 7. 1945 erklärt, daß die end-
gültige Festsetzung der polnischen Westgrenze nicht vor Abschluß eines 
Friedensvertrages erfolgen könne . . . Die britische Regierung beab-
sichtigt daher, das .Görlitzer Abkommen nicht zu beachten und als 
nicht existent zu betrachten.“

Linser Außenminister erklärte am folgenden Tage, am 8. 6. 1950, 
daß das „Görlitzer Abkommen“ eine Verletzung des Potsdamer Ab-
kommens sei: „Das gegenwärtige Regime der sowjetisch besetzten Zone 
. . . iss nicht . . . berechtigt, für das deutsche Volk zu spredten. Die 
Regierung der Vereinigten Staaten hat in der Vergangenheit nie die 
Oder-Neiße-Linie als endgültige Grenze Deutschlands anerkannt. Sie 
erkennt die gegenwärtige Regelung, die von der polnischen Regierung 
und der Verwaltung Ostdeutscltlands getroffen wurde, nicht an.“

Im Nachgang zu ihrer früheren Note veröffentlichte die deutsche 
Bundesregierung am 9. 7. 1950 einen Protest gegen das „Görlitzer Ab-
kommen", worin sie feststellte: „Die sogenannte Regierung der so-
wjetisch besetzten Zone hat keinerlei Recht, für das deutsche Volk zu 
sprechen. Ihre Regelungen und Vereinbarungen sind null und nichtig. 
Die Entscheidung über die deutschen Ostgebiete, die gegenwärtig unter 
polnischer und sowjetischer Verwaltung stehen, kann und wird nicht ge-
troffen, bis ein Friedensvertrag mit einem vereinigten Deutschland ab-
geschlossen ist. Die deutsche Bundesregierung als Sprecher für das ge-
samte deutsche Volk wird niemals der Annexion dieser rein deutschen



Gebiete zustiwwen, die im Gegensatz zu jeglichem Grundsatz des Rechts 
und der Menschlichkeit steht. Die deutsche Bundesregierung wird eine 
gerechte Lösung dieser Frage bei zukünftigen Friedensverhandlungen 
zwischen einem wirklich demokratischen Polen und einem demokra-
tischen vereinigten Deutschland anstreben.“

Die Bundestags-Resolution

1952 faßte der Deutsche Bundestag auf einer Sondersitzung eine Re-
solution: „Nach dem Potsdamer Abkommen ist das deutsche Gebiet öst-
lich der Oder-Neijle als Teil der sowjetischen Besatzungszone Deutsch-
lands der Republik Polen nur zum Zwed^e der vorläufigen Verwaltung 
übergeben worden. Das Gebiet bleibt ein Teil Deutsddands. Niemand 
hat das Recht, sidi die Macht anzumaflen, auf Volk und Land zu ver-
ziditen oder eine Politik des Verzichts zu betreiben.“

Diese Resolution wurde einstimmig von allen Parteien des Bundes-
tages mit Ausnahme der Kommunisten angenommen. Sie wurde vom 
Bundesrat ratifiziert und vom Kabinett angenommen. Sie ist daher als 
eine Grundsatzerklärung der deutschen Außenpolitik zu betrachten.

Die deutsche Bundesregierung hat in ihrem Standpunkt nie ge-
schwankt. Sie hat ihre Auffassung immer wieder und bis zum heutigen 
Tage erneut bekräftigt. In den Anfangsmonaten der ersten Eisenhower-
Regierung hat der deutsche Bundeskanzler Dr. Konrad Adenauer unter 
dem Datum vom 29. 5. 195 3 ein Memorandum an den Präsidenten der 
Vereinigten Staaten gerichtet, worin er erklärte: „Keine deutsdte Re-
gierung wird je in der Lage sein, die Oder-Neif^e-Linie anzuerkennen. 
Deutsdiland wird aber anstreben, die damit zusammenhängenden terri-
torialen Fragen in einem neuen Geist internationaler friedlicher Zu-
sammenarbeit zu ordnen.“

Am 28. 6. 1956 gab der westdeutsche Außenminister Dr Heinrich 
von Brentano für die Bundesregierung folgende Erklärung im Bundes-
tag ab: „Die Bundesregierung hält audi ihre klare Einstellung zu der 
Frage der Grenzziehung im Osten unverändert aufredit . . . In voller 
Übereinstimmung mit dem erklärten Willen des ganzen deutschen Vol-
kes hat sie immer wieder darauf hingewiesen, daß das Deutsche Reich 
in seinen Grenzen von 1937 fortbesteht, und daß einseitige Entschei-
dungen, die in den Jahren nach dem völligen Zusammenbruch getroffen 
wurden, vom deutsdien Volk nid'it anerkannt werden. Das Redit auf 
die Heimat und das Selbstbestimmungsredit sind unabdingbare Voraus-
setzungen für die Lösung des Sdiid?sals der in der Vertreibung oder in 
der Unfreiheit lebenden Menschen und Völker.“

Im Oktober 1956 erklärte der westdeutsche Staatssekretär im Aus-
wärtigen Amt, Dr. Walter Hallstein, im Bundestag: „Die Bundesregie-
rung wird bei jeder geeigneten Gelegenheit die beteiligten Westmädtte 
und die Weltöffentlidrkeit darauf hinweisen, daß elf Millionen Heimat-
vertriebene in der Bundesrepublik niemals auf die Forderung verzichtet 
haben, in Gerechtigkeit, Frieden und Freiheit ihre Heimat wiederzuer-
langen. Sie wird ferner darauf aufmerksam madten, daß dieser Stand-
punkt vom ganzen deutschen Volk geteilt wird.“

Die Erklärung der deutschen Bundesregierung
Die jüngste und umfassendste nochmalige Bekräftigung der Politik 

hinsichtlich der deutschen Provinzen östlich der Oder und Neiße wurde 
vom westdeutschen Außenminister Dr. Heinrich von Brentano abge-
geben, als er am 31. 1. 1957 für die deutsche Bundesregierung im Bun-
destag erklärte: „Die Bundesregierung hat wiederholt in feierlichen 
Erklärungen ihren Standpunkt zu diesen Fragen dargelegt. Mit ihren 
Bündnispartnern ist sie darüber einig, daß die endgültige Festlegung 
der Grenzen Deutschlands bis zu einer frei vereinbarten friedensver-
traglichen Regelung für ganz Deutsddand aufgeschoben werden muß.

Nur eine gesamtdeutsche Regierung und eine vom ganzen Volk ge-
wählte Volksvertretung sind legitimiert, diese Entscheidung über die 
künftigen deutsdren Ostgrenzen zu treffen. Die Bundesregierung hält 
daran fest, daß die Verhandlungen hierüber keinen Zweifel lassen dür-
fen, daß für den völkerrechtlichen Gebietsstand Deutschlands die Gren-
zen des Deutschen Reiches am 31. Dezember 1937 maßgeblich sind, und 
daß das deutsche Volk die Oder-Neiße-Linie nicht, als gegenwärtige 
oder künftige Grenze Deutschlands akzeptieren kann.

Sie hält aber audt daran fest, daß eine Lösung der Grenzfrage nur auf 
dem Verltandlungswege denkbar ist und ohne jede Androhung oder gar 
Anwendung von Gewalt erfolgen muß. Die Bundesregierung hält es für 
notwendig, diese Erklärung audt heute zu wiederholen. Sie weiß sich 
der Zustimmung des Deutschen Bundestages und des deutsdien Volkes 
sicher — also audt der Deutschen, deren Heimat östlich der Oder-Neiße-
Linie liegt.“

Der Standpunkt des Vatikans

Es kann hier nicht belanglos sein, die Aufmerksamkeit auf die klare 
und unzweideutige Stellung zu lenken, die vom Vatikan und von pro-
minenten Würdenträgern der römisch-katholischen Kirche hinsichtlich 
des Teils Deutschlands östlich der Oder-Neiße-Linie und seiner Be-
völkerung, den gegenwärtigen Vertriebenen in Westdeutschland, ein-
genommen wird. Der römisch-katholische Standpunkt könnte auf einem 
Abschnitt aus dem Brief des heiligen Augustins an Papst Bonifacius 
beruhen: „Wenn man sein Wort gegeben hat, muß man es selbst dem 
Feinde gegenüber halten, gegen den der Krieg geführt wird.“

Papst Pius selbst nannte in einem Brief vom 1. 3. 1948 die Vertrei-
bung der Deutschen aus ihrer Heimat ein Ereignis ohne Parallele in 
der Vergangenheit, über das die Geschichte ein strenges Urteil fällen 
wird: „Wir glauben zu wissen, was sich während der Kriegsjahre in 
den weiten Räumen von der Weidtsel bis zur Wolga abgespielt hat. 
War es jedodi erlaubt, im Gegenschlag 12 Millionen Menschen von 
Flaus und Herd zu vertreiben und der Verelendung preiszugeben? . . . 
Ist es wirklichkeitsfremd, wenn wir wünschen und hoffen, es möchten 
alle Beteiligten zu ruhiger Einsicht kommen und das Gesdtehene rück-
gängig machen, soweit es sich noch rückgängig madten läßt?“

In Übereinstimmung mit dieser allgemeinen Politik hat der Vatikan 
bisher standhaft Widerstand geleistet, sich von Polen dazu drängen zu 
lassen, polnische Erzbischöfe und Bischöfe an die Spitze der sechs Diö-
zesen in den jetzt unter polnischer Verwaltung stehenden deutschen 
Provinzen zu berufen. Die einzige Konzession, die der Vatikan kürz-
lich (im Dezember 19 56) gemacht hat, war die Berufung von fünf Ge-
neralvikaren und einem Koadjutor zu Verwaltungszwecken für dieses 
Gebiet.

Jedoch betonte der Vatikan bei der Bekanntgabe der Berufungen, daß 
sie „nicht als ein Schritt, auch nicht als ein erster Schritt, zur Anerken-
nung“ einer polnischen Souveränität über die deutschen Provinzen öst-
lich der Oder-Neiße-Linie seitens der katholischen Kirche anzusehen 
sind. In Übereinstimmung mit den Bestimmungen des Konkordats 
müßte jegliche Änderung hinsichtlich der deutschen Bistümer dieses Ge-
bietes bis zu einer endgültigen Regelung der Grenzfrage zurückstehen.

Die Struktur der Jurisdiktion in den deutschen Diözesen östlich der 
Oder und Neiße bleibt unverändert. Zum Beispiel ist im offiziellen 
Jahrbuch des Vatikans für 1957 für die Diözese Danzig (Freie Stadt 
Danzig), für die gerade ein Koadjutor ernannt worden ist, der deutsche 
Bischof, Bischof Splett, mit der Bemerkung eingetragen: „An der Aus-
übung der Funktionen seines Amtes verhindert.“ Von den kommuni-
stischen Polen bald nach dem Ende des letzten Krieges verhaftet und 
kürzlich in Freiheit gesetzt, befindet sich Bischof Splett jetzt in West-
deutschland.

Ich weiß natürlich von den vereinzelten Stimmen, die aus Deutsch-
land kommen, Stimmen einzelner Personen, die Willens zu sein schei-
nen, ihr Recht zu verkaufen. Ihr Verlangen nach dem Recht mag abge-
stumpft sein, ihr Blick getrübt durch Jahre der Unterwürfigkeit unter 
das vergangene Naziregime. Es ist nichts Ungewöhnliches, einige solcher 
abweichenden Stimmen zu hören.

Es können Stimmen kommunistischer „Friedensstifter“ und Neutra-
listen sein: es können Stimmen schwankender Intellektueller sein, die 
bereit sind, jedem neuen Hirngespinst nachzujagen; oder es können 
bloß Stimmen demütiger Kolaborateure sein, der Ja-Sager, die noch 
nicht den Schock der Kapitulation überwunden haben. Man sollte sich 
nicht durch Mißklänge täuschen lassen. Der durchschnittliche Deutsche, 
der Mann auf der Straße, ist ein patriotischer Bürger seines Landes.



IX. Hinweis auf eine Lösung
Ein realistischer Blick ist erforderlich

Eine realistische Politik hinsichtlich des östlichen Mitteleuropas muß 
auf der festen Grundlage des Völkerrechts und der historischen Wahr-
heit fundiert sein. Die Vorstellung, daß eine Regierung ihre Politik 
durch die Wahrnehmung des Vorteils einer Augenblickssituation auf der 
Grundlage des Unrechts aufbauen kann, indem sie ein solches Unrecht 
fortsetzt, ist eine völlige Illusion.

Deutschland hat einen gültigen Rechtsanspruch auf seine Provinzen 
östlich der Oder und Neiße. Die Regierung in Bonn sollte ermutigt 
werden, auf ihrem Recht zu bestehen. Ein Schwanken würde einer Stär-
kung der Kontrolle des Kremls über Polen gleichkommen und somit in 
Wirklichkeit den sowjetischen Imperialismus fördern.

Es ist der Mühe wert, sich an Virgils Vers über die schlechten Ge-
schenke-Macher zu erinnern: „Timeo Danaos et dona ferentes!" Die 
Rolle des Geschenke-Machers Stalin, der Polen die deutschen Ostpro-
vinzen anbot, sollte seinen beiden westlichen Partnern in Teheran und 
Yalta verdächtig gewesen sein. Eine „Schnellösung" überließ der näch-
sten Generation eine fatale Erbschaft herumliegenden Dynamits.

Die unausweichliche Lösung

In demselben Maße, in dem Polen, auf Anstiften Stalins und mit der 
Hilfe seiner beiden arglosen westlichen Partner, geographisch nach 
Westen gestoßen wurde, wurde es politisch nach Osten verschoben. 
Dieser scheinbare Widerspruch enthält doch eine unausweichliche Logik. 
Damals, als Polen zur Besetzung der ostdeutschen Provinzen wahrhaft 
getrieben wurde, hat es mit seiner unabhängigen Außenpolitik vor 
Moskau kapituliert, während die Herrscher im Kreml nicht ein Jota von 
der Weite ihrer politischen Pläne opferten. Es wird immer im Belieben 
des Kremls stehen, vor den Augen künftiger deutscher Regierungen den 
Köder der alten deutschen Gebiete östlich der Oder-Neiße-Linie aufzu-
hängen. Polen wird nie seines unrechtmäßigen Besitzes sicher sein.

So ist die tatsächliche Lage genau das Gegenteil von der, wofür si 
einige unserer politischen Analytiker halten. Das ist keine neue En-
deckung. Viele intelligente Polen haben dies längst erkannt. Es ist zu 
verschiedenen Zeiten darauf hingewiesen worden, und man sollte es im 
Gedächtnis behalten. In seiner Stalin-Biographie stellte Isaac Deutscher 
den Fall so dar: „Die Einverleibung der deutschen Provinzen sollte die 
Polen für ihre östlichen Sümpfe entschädigen; aber sie sollte sie auch 
in Zukunft der Gefahr einer deutschen Rache aussetzen und völlig ab-
hängig von Rußlands Schutz mad-ien.“

In der Tat, nur im Schutz der sowjetischen Armee kann Polen letz-
hin sicher sein, an seinem Kriegsraub festhalten zu können. Solange 
Polen die Besetzung der deutschen Provinzen beibehält, muß es sich 
auf ein Ballspiel mit dem Kreml einlassen, muß es tun, was von ihm 
verlangt wird, und wird doch nie sicher sein. Die Politik des Kremls ist 
zynisch und unbarmherzig bis zum äußersten. Moskau wird nicht einen 
Augenblick zögern, Polen zu verkaufen, wenn eines Tages die sowje-
tischen Herrscher damit das richtige Geschäft machen könnten. Ich 
möchte manchmal gern wissen, ob das gegenwärtige Regime in War-
schau sich der unausweichlichen Logik in dieser Hinsicht nicht klar ist.

Dieser Kongreß und in der Tat die gesamte amerikanische Öffent-
lichkeit möchte wissen, ob die neue polnische Regierung noch eine Ma-
rionette der Sowjets oder tatsächlich eine patriotische polnische Regie-
rung ist. Einer der besten Wege, dieses zu erkennen, ist die Beobach-
tung, ob sie die sowjetische Politik, Polen westwärts in deutsches Ge-
biet hineinzutreiben, fortsetzt oder ob sie diese selbstmörderische Poli-
tik aufgibt und den klugen Kurs Frankreichs an der Saar verfolgt, 
nähmlich die Rechte der Menschen, die das militärisch besetzte Gebiet 
bewohnten, anzuerkennen und gleichzeitig mit der benachbarten Regie-
rung zu einer gerechten Lösung des Problems zu gelangen, die noch 
die wirtschaftlichen Vorteile ergeben wird, die für Polen so dringend 
notwendig sind.

Die Doppelgleisige Außenpolitik des Kreml
Durch Fortsetzung der illegalen Besetzung der deutschen Provinzen 

östlich der Oder und Neiße handelt Polen jedoch absichtlich oder un-
wissentlich im Dienste des Moskauer Imperialismus. Es sollte nicht ver-

gessen werden, daß die Kremlherrscher von Anfang an eine zweigleisige 
Außenpolitik verfolgt haben. Manchmal neigt man dazu, diesen doppel-
gleisigen Charakter aus den Augen zu verlieren. Das eine Gleis führt 
klar zur kommunistischen Weltherrschaft, wir werden dauernd an ihre 
fünfte Kolonne erinnert, die kommunistischen Einheiten in anderen 
Ländern, die Tarnorganisationen und an die Gruppen hinterhältiger 
Lockspitzel.

Auf dem anderen Gleis fördert die sowjetische Außenpolitik jedoch 
den russischen Imperialismus unter der fadenscheinigen Decke pansla-
wistischer Interessen. Sie verwendet dazu eine andere Sorte von Stroh-
männern als Agenten. Sie stachelt die Menschen an, die panslawistischen 
Ziele zu fördern und damit unwissentlich Diener eines erbarmungslosen 
sowjetrussischen Imperialismus zu sein. Die Technik des Kremls schal-
tet den Akzent von dem einen auf das andere Gleis um und läßt manch-
mal auch beide zu einem Gleis werden. Unsere politischen Analytiker 
und Plänemacher, die immer noch an dem anscheinenden Rückzug des 
Kremls aus Warschau rätseln, würden besser daran tun, über den ande-
ren Teil des Doppelgleises nachzudenken, der nur zu oft aus den Augen 
verloren wird. Einige unserer Analytiker erscheinen gegenwärtig als 
Fürsprecher eines sogenannten „unabhängigen“ oder „nationalen“, 
Kommunismus, indem sie ihn aufputzen, als ob er ein langvermißter 
Bruder unserer amerikanischen Demokratie sei. Wenn es dem Gumulka-
Regime dadurch gelingen sollte in unserem Lande den Widerstand ge-
gen den roten Einfluß zu brechen, wird es einen großen Sieg für den 
Kreml gewonnen haben.

Diejenigen, die wollen, daß Polen weiterhin ein sowjetischer Satellit 
bleibt, werden es ermutigen, an den deutschen Provinzen festzuhalten. 
Diejenigen, die wieder ein freies Polen sehen wollen, werden es in an-
derer Richtung beeinflussen.

Was daher erforderlich ist, ist jetzt ein Verzicht polnischerseits auf 
territoriale Vergrößerung und ein freiwilliger Rückzug Polens aus einer 
illegal besetzten Zone Deutschlands. Nur dieser Schritt wird Polen von 
seiner politischen Knechtschaft gegenüber den Herrschern im Kreml be-
freien und seine wahre Unabhänigkeit wiederherstellen.

Aber lernen Völker etwas aus ihrer eigenen Geschichte? Irland und 
Polen sind zwei hervorragende Beispiele der neuzeitlichen Geschichte 
dafür, daß Eroberung und Annexion schließlich keinen Gewinn ein-
bringen können. Das im 18. Jahrhundert geteilte Polen wurde wäh-
rend des ersten Weltkrieges wiederhergestellt, und seltsamerweise waren 
die Mächte, die sein Gebiet einst annektiert hatten, die ersten, die 1916 
und 1917 seine Unabhängigkeit anerkannten. Als es 1939 wiederum 
geteilt wurde, wußten die Polen, daß das ihnen von Hitler und Stalin 
zugefügte Unrecht nicht andauern würde, so wie die meisten von ihnen 
es jetzt instinktiv wissen, daß das Unrecht ihrer versuchten Annexion 
der deutschen Provinzen nicht andauern kann.

Zum Schluß möchte ich noch die Worte einer großen Frau. Ella Whee-
ler Wilcox zitieren. Sie sagt:„Keine Frage ist endgültig geregelt, die 
nicht gerecht geregelt ist.“

Niemand kann an diesem Ausspruch etwas aussetzen. Tatsächlich 
hat er eine solche logische Kraft, daß er verschiedentlich Abraham 
Lincoln zugeschrieben worden ist.

Sei es, wie es sei; dadurch, daß Polen das Unrecht der Besetzung 
der deutschen Ostprovinzen fortsetzt, bindet es sich weiterhin an den 
Kreml und ist weiterhin von der sowjetischen Bereitschaft abhängig, 
seine territoriale Vergrößerung zu schützen. So muß Polen auf dem 
Wege der Erpressung bezahlen, was auch immer der Kreml fordert, 
wann und wie oft auch immer er fordert. Es ist ein Fall endloser Er-
pressung auf internationaler Basis!

Hinweis auf eine Lösung

Wir unsererseits sollten die Tellermine nicht übersehen, die Moskau 
für die gelegt hat, die leicht zu täuschen sind. Diese Falle könnte wohl 
die Anregung sein, einen Kompromiß hinsichtlich des Völkerrechts zu 
schließen, wobei es doch nie einem Kompromiß geben kann, es sei 
denn, wir verraten unsere eigenen Grundsätze der Freiheit und Ge-
rechtigkeit und damit gerade die Grundlage, auf der diese unsere Na-
tion begründet ist, die Hoffnung der gesamten freien Welt, und, was 



wir nicht vergessen wollen, jener versklavten Völker, die sich nach Frei-
heit sehnen.

Die Lösung kann nie mit einer Mißachtung des Rechts verbunden 
sein; die Lösung liegt vielmehr in der Wiederherstellung eines Zustan-
des, der dem Völkerrecht, entspricht. Dieses wird die einzige Grundlage 
sein, auf der künftige deutsch-polnische Beziehungen einer guten Nach-
barschaft aufgebaut werden können. Sie bildet daher die Vorbedingung 
für einen dauerhaften Frieden in jenem Teil Europas. Außerdem wird 
sie eine Grundlage für das Entstehen eines echt europäischen Geistes in 
jenem Teil Europas schaffen, eines Klimas, das auf eine Konföderation 
hinführt.

Darüberhinaus liegt die Lösung in der Richtung, die durch die deutsch-
französische Regelung der Saarfrage gewiesen wird. Die westlichen 
Alliierten hatten in dieser Frage nicht nur eine begünstigende Haltung 
eingenommen, sondern sich sogar verpflichtet, bei einer künftigen Frie-
denskonferenz eine politische Trennung deutschen Territoriums von 
Deutschland zu unterstützen.

Jedoch die Franzosen nahmen in kluger Weise davon Abstand, den 
Weg der Verletzung des Völkerrechts weiterzuverfolgen. Sie stimmten 
einer Wiedervereinigung dieses Gebietes mit Deutschland zu. Gleich-
zeitig handelten sie einen höchst vorteilhaften langfristigen Vertrag 
über wirtschaftliche Zusammenarbeit mit ihrem früheren „traditionel-
len“ Feind aus. Dieser Vertrag über wirtschaftliche Zusammenarbeit 

sichert Frankreich Vorteile, die viel mehr Wert sind, als die Gewinne, 
die es sich aus einer Herrschaft über das deutsche Gebiet erhoffen 
konnte. Ich hege keinen Zweifel, daß eine parallele Lösung im deutsch-
polnischen Falle ausgearbeitet werden könnte.

Solch ein Ergebnis wäre eine realistische Regelung eines verwickelten 
Problems, weil es die Gerechtigkeit und die Aufrechterhaltung des Völ-
kerrechts als Grundlage haben würde. Es wäre die Grundlage für eine 
ehrliche Annährung zwischen diesen beiden Nationen. Wiederum wie 
Immanuel Kant in seiner Schrift „Über den Ewigen Frieden“ schrieb:

„Die Natur will unwiderstehlich, 
daß das Recht zuletzt die Obergewalt behalte.“

Dem Abdruck der Rede des Abgeordneten Carroll Reece liegt die Fassung 
des Göttinger Arbeitskreises zugrunde. Diese Fassung ist unwesentlich gegen-
über dem Original gekürzt, das im Congressional Record-House, 85th Con-
gress, Ist, Session, Vol. 103 Nr. 82, May 16, 1957 pp. 6346—6361 veröffentlicht 
wurde.

Anmerkung:
Carroll Reece, Abgeordneter des Staates Tennessee im Repräsentantenhaus 

des Kongresses der Vereinigten Staaten.


